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Informationen zum Gesetzgebungsverfahren 

Informationen Inhaltszulieferung 

kurzer Teasertext zum Gesetz (für Suchergebnisliste) 

Länge: 100-250 Zeichen (inkl. Leerzeichen); NICHT Wörter! 

Beispiel: 
„Compliance-Regeln für soziale Netzwerke sollen die Bearbeitung von 

Nutzerbeschwerden beschleunigen.“ 

Mit der Änderung des Bundespolizeigesetzes wurde eine Stärkung der polizeilichen Befugnisse zum 
Einsatz von technischen Mitteln erreicht. Die Bundespolizei hat eine Befugnis zum Einsatz von 
automatischen Kennzeichenlesesystemen erhalten, um bei Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
die Fahndung nach Fahrzeugen und deren Insassen zu verbessern. Mit dem Gesetz wurde zudem 
der Einsatz von Bodycams durch die Bundespolizei auf eine neue rechtliche Grundlage gestellt. 

Haupttext 

Der Beschreibungstext soll kurz zusammenfassen, warum das Gesetz 

benötigt wird und welche Inhalte es hat 

Länge: 500-2.000 Zeichen (inkl. Leerzeichen); NICHT Wörter! 

Beispiel: 
„Durch diesen Gesetzentwurf werden gesetzliche Compliance-Regeln 

für soziale Netzwerke eingeführt Dies soll die sozialen Netzwerke dazu 

bringen, Beschwerden (insbesondere von Nutzerinnen und Nutzern) 

über Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte zügiger und 

umfassenderer zu bearbeiten. 

Vorgesehen sind eine gesetzliche Berichtspflicht für soziale Netzwerke 

über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen strafbaren 

Inhalten, ein wirksames Beschwerdemanagement sowie die 

Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten. 

Verstöße gegen diese Pflichten können mit Bußgeldern gegen das 

Unternehmen und die Aufsichtspflichtigen geahndet werden. 

Außerdem wird Opfern von Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Netz 

ermöglicht, aufgrund gerichtlicher Anordnung die Bestandsdaten der 

Verletzer von Diensteanbietern zu erhalten.“ 

Die Bundespolizei hat eine Befugnis zum Einsatz von automatischen Kennzeichenlesesystemen 
erhalten, denn Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte werden in zunehmendem Maße Opfer von 
Gewaltdelikten. Die Hemmschwelle der Täter ist gesunken. Die Erfahrungen in einzelnen Ländern 
haben gezeigt, dass mobile Videotechnik erfolgreich zur Eindämmung von Gewaltdelikten gegen 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eingesetzt werden kann. Gleichzeitig soll die 
neue Vorschrift Gewalt gegen Beförderungseinrichtungen verhindern und zur Fahrgastsicherheit 
beitragen. Durch den Einsatz von körpernah getragenen Kameras werden auch die Möglichkeiten 
zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von im Einzelfall erheblicher Bedeutung 
verbessert. 

Die Bundespolizei erhält auch eine Befugnis zum Einsatz von automatischen 
Kennzeichenlesesystemen, um bei Gefahren für die öffentliche Sicherheit die Fahndung nach 
Fahrzeugen und deren Insassen sowie die Strafverfolgung zu verbessern. Der Einsatz der 
automatischen Kennzeichenerfassung und des damit verbundenen Abgleichs mit dem 
Fahndungsbestand dient der Unterstützung grenzpolizeilicher Aufgabenwahrnehmung. Durch den 
Einsatz kann insbesondere bei Gefahren und grenzüberschreitender Kriminalität die 
Fahndungsintensität lageangepasst erhöht werden. 

Link zum Gesetz bei Juris (URL) https://www.gesetze-im-internet.de/bgsg 1994/ 

Schlagwörter/Suchbegriffe (für Suchfilter) Bundespolizei, Automatische Kennzeichenerfassung, Mobile Bildaufnahme- und 
Tonaufzeichnungsgeräte, Bodycam 

(wichtige Begriffe zu diesem Themenfeld, die NICHT im Titel des 
Gesetzes auftauchen) 



Sicherheit EINE Themenkategorie auswählen (für Suchfilter) 

Gesellschaft & Integration 

Verfassung 

Öffentlicher Dienst 

Moderne Verwaltung 

IT & Digitalpolitik 

Migration 

Bevölkerungsschutz 

Sport 



Informationen zum Referentenentwurf 

Dateiname 
Muster: BBVAnpG 2014_RefE 

GE_BPolG_AKLS_Bodycam.pdf 

Dokumentendatum 21.12.2016 

Überschrift 
(= „Referentenentwurf zum [Kurztitel des 
Gesetzes]) 

Referentenentwurf zum Gesetz zur Verbesserung der Fahndung bei besonderen Gefahrenlagen und zum Schutz von 
Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei durch den Einsatz von mobiler Videotechnik 

Informationen zu den Stellungnahmen der Verbände 

Wurden zu diesem Gesetzgebungsverfahren Nein 
Verbändestellungnahmen angefordert? 
[Ja/Nein] 

Folgende Verbände haben der Veröffentlichung entfällt 
ihrer Stellungnahme widersprochen: 
[alphabetische Auflistung] 

Stellungnahme 1 Dateiname 
Muster: BBVAnpG 2014_RefE 

Dokumentendatum 

Überschrift (= „Stellungnahme des 
[Name des Verbands] zum [Kurztitel des 
Gesetzes]“) 

Stellungnahme 2 Dateiname 
Muster: BBVAnpG 2014_RefE 

Dokumentendatum 

Überschrift (= „Stellungnahme des 
[Name des Verbands] zum [Kurztitel des 
Gesetzes]“) 



Stellungnahme 3 Dateiname 

Muster: BBVAnpG 2014_RefE 

Dokumentendatum 

Überschrift (= „Stellungnahme des 

[Name des Verbands] zum [Kurztitel des 

Gesetzes]“) 

Stellungnahme 4 Dateiname 

Muster: BBVAnpG 2014_RefE 

Dokumentendatum 

Überschrift (= „Stellungnahme des 

[Name des Verbands] zum [Kurztitel des 

Gesetzes]“) 

Stellungnahme 5 Dateiname 

Muster: BBVAnpG 2014_RefE 

Dokumentendatum 

Überschrift (= „Stellungnahme des 

[Name des Verbands] zum [Kurztitel des 

Gesetzes]“) 


